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Der Koalitionsausschuss hat am Abend des 3.2.2021 getagt und Beschlüsse mit steuerpolitischer Wirkung gefasst. Unterneh-

men sollen nach dem Willen der Union und SPD von einer Änderung profitieren, die lange abgelehnt wurde, dem soge-

nannten erweiterten Verlustrücktrag, der für die Jahre 2020 und 2021 gelten soll. Dieser führt dazu, dass Unternehmer von

einem Verlustrücktrag auf maximal 10 Mio. Euro beziehungsweise 20 Mio. Euro bei einer Zusammenveranlagung Gebrauch

machen können. Auch die Gastronomie wurde mit einer steuerrechtlichen Regelung bedacht. Der ermäßigte Steuersatz von

7% für den Verzehr von Speisen in Restaurants und Bars bleibt bis Ende 2022 bestehen. Ursprünglich sollte dieser ermäßigte

Steuersatz nur bis Ende Juni gelten. Nun sind diese Maßnahmen für betroffene Unternehmen wegen der wirtschaftlichen

Folgen des Lockdowns als Folge der Corona-Pandemie zweifelsohne zu begrüßen und wichtig! Allerdings herrscht ansonsten

steuerpolitischer Stillstand. Soweit erkennbar ist beispielsweise die vom BDI vorgelegte Veröffentlichung „Modernisierung

der Unternehmenssteuern in der 20. Legislaturperiode“, ohne nennenswerte Reaktion im politischen Betrieb geblieben.

Entscheidungen
BFH: Einstweiliger Rechtsschutz bei Versa-

gung der formellen Satzungsmäßigkeit

BeantragteinesteuerbegünstigteKörperschaftge-

mäß§ 60a Abs. 2 Nr. 1 AOdie Feststellungder Sat-

zungsmäßigkeit, um Zuwendungsbestätigungen

nach § 63 Abs. 5 AO i.V. m. § 50 Abs. 1 EStDV aus-

stellen zu können, ist einstweiliger Rechtsschutz

nicht durch AdV (§ 69 FGO), sondern durch einst-

weiligeAnordnung(§ 114FGO)zugewähren.

BFH, Beschluss vom 2.12.2020 – V B 25/20 (AdV)
(Amtlicher Leitsatz)

Volltext:BB-ONLINE BBL2021-341-1

unterwww.betriebs-berater.de

BFH: Nachweis der Einlagenrückgewähr bei

Ausschüttungen einer EU-Kapitalgesell-

schaft im Steuerfestsetzungsverfahren des

Anteilseigners

1. Fragen der Vereinbarkeit des von der aus-

schüttenden EU-Kapitalgesellschaft zu betrei-

benden Feststellungsverfahrens gemäß § 27

Abs. 8 KStG mit höherrangigem Recht hinsicht-

lich des grundsätzlichen Erfordernisses des Ver-

fahrens, der Antragstellung und -frist, der Anfor-

derungen an den Nachweis einer Einlagenrück-

gewähr und der Mitwirkungs- und Antragsrech-

te des Anteilseigners sind nicht im Rahmen der

Veranlagung des Anteilseigners zu klären.

2. Es ist mit Art. 3 Abs. 1 GG vereinbar, dass inlän-

dische Anteilseigner einer Drittstaatenkapitalge-

sellschaft im Rahmen des Steuerfestsetzungsver-

fahrens den Nachweis führen können, dass ein

bestimmter Bezug als Einlagenrückgewähr zu

qualifizieren ist, Ausschüttungen an inländische

Gesellschafter einer EU-Kapitalgesellschaft ge-

mäß § 27 Abs. 8 Satz 9 KStG ohne weitere Nach-

weismöglichkeit des Anteilseigners jedoch stets

als Gewinnausschüttung gelten, wenn die EU-Ka-

pitalgesellschaft das Feststellungsverfahren ge-

mäß § 27 Abs. 8 KStG nicht betreibt.

3. Die Frage, ob es mit den Vorgaben der Kapi-

talverkehrsfreiheit (Art. 63 AEUV) vereinbar ist,

dass inländische Gesellschafter von EU-Kapital-

gesellschaften den Nachweis einer Einlagenrück-

gewähr für einen bestimmten Bezug im Rahmen

des Steuerfestsetzungsverfahrens nicht selbst

führen dürfen, ist im Klageverfahren gegen ei-

nen Einkommensteuerbescheid des Anteilseig-

ners nur dann entscheidungserheblich, wenn

Anhaltspunkte dafür bestehen, dass nach den

Vorgaben der Verwendungsfiktion in § 27 Abs. 1

Sätze 3 und 5 KStG eine Einlagenrückgewähr

vorliegen könnte.

BFH, Urteil vom 27.10.2020 – VIII R 18/17
(Amtliche Leitsätze)

Volltext:BB-ONLINE BBL2021-341-2

unterwww.betriebs-berater.de

BFH: Rückzahlung der gezahlten Umsatz-

steuer als Voraussetzung für eine Berichti-

gung des Steuerbetrags nach den § 14c

Abs. 1 Satz 3 i.V. m. § 14c Abs. 2 Satz 3 ff.

UStG; Zulässigkeit einer Feststellungsklage

in Fällen des § 14c UStG

1. NV: Eine nicht gezahlte Umsatzsteuer muss

für eine Berichtigung des Steuerbetrags nicht

zurückgezahlt werden. Daher liegt eine sog.

Überraschungsentscheidung vor, wenn das FG

eine Klage auf Zustimmung zur Berichtigung

des Steuerbetrags mit der Begründung in vollem

Umfang abweist, dass die Umsatzsteuer nicht

zurückgezahlt worden sei, obwohl die Umsatz-

steuer nur teilweise gezahlt worden war.

2. NV: Eine Feststellungsklage des leistenden Un-

ternehmers, der eine Rechnung mit offenem

Steuerausweis erteilt hat, ist unzulässig, wenn

die begehrte Klärung der Streitfrage, ob eine Ge-

schäftsveräußerung i. S. des § 1 Abs. 1a UStG

vorliegt, auch mit der Verpflichtungsklage ge-

gen das FA auf Zustimmung zur Berichtigung

des Steuerbetrags geklärt werden kann.

3. NV: Aufgrund des Grundsatzes der Einheitlich-

keit der Kostenentscheidung ist im Verfahren

der Nichtzulassungsbeschwerde dem FG auch

dann die Entscheidung über die Kosten des ge-

samten Beschwerdeverfahrens zu übertragen,

wenn die Vorentscheidung nur teilweise aufge-

hoben und der Rechtsstreit nur teilweise an das

FG zurückverwiesen wird.

BFH, Beschluss vom 27.10.2020 – XI B 33/20
(Amtliche Leitsätze)

Volltext:BB-ONLINE BBL2021-341-3

unterwww.betriebs-berater.de

BFH: Auslegung des Anlagenbegriffs

i. S. des § 9 Abs. 1 Nr. 3 StromStG

1. NV: Bei der funktionsbezogenen Auslegung

des Anlagenbegriffs ist auf die Gesamtheit der

technischen Einrichtungen und auf den Funkti-

onszusammenhang abzustellen (Festhalten an

den Senatsurteilen jeweils vom 23.06.2009 –

VII R 34/08, BFH/NV 2009, 1673, und VII R 42/08,

BFHE 225, 476).

2. NV: Der Betrieb verschiedener Motorgenerato-

ren mit unterschiedlichen Energieerzeugnissen

(im Streitfall Rohbiogas und Erdgas) steht der

Annahme einer einzigen Anlage nicht entgegen.

BFH, Urteil vom 15.9.2020 – VII R 30/19
(Amtliche Leitsätze)

Volltext:BB-ONLINE BBL2021-341-4

unterwww.betriebs-berater.de

FG Düsseldorf: Beiträge eines Profi-Fußbal-

lers für eine Sportunfähigkeitsversicherung

sind keine Werbungskosten

Erfasst eine Sportunfähigkeitsversicherung eines

Profi-Fußballers vom Versicherungsumfang auch

Unfälle und Erkrankungen im privaten Bereich,

so gehören die Aufwendungen zum Bereich der

privaten Lebensführung und stellen keine Wer-

bungskosten dar.

FG Düsseldorf, Urteil vom 12.1.2021 –

10 K 2192/17 E
(Leitsatz der Redaktion)

Volltext:BB-ONLINE BBL2021-341-5

unterwww.betriebs-berater.de

Verwaltung
BZSt: IT-Umsetzung der Erhöhung der Be-

hinderten-Pauschbeträge

Mit dem Gesetz zur Erhöhung der Behinderten-

Pauschbeträge und zur Anpassung weiterer

steuerlicher Regelungen wurden die Behinder-

ten-Pauschbeträge verdoppelt und damit eine

deutliche Verbesserung für Menschen mit Behin-

derung erreicht.

Prof. Dr. Michael

Stahlschmidt,

Ressortleiter Steuerrecht
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